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Berlin/Gifhorn.Die Zahl der E-Scooter-Unfälle 
mit Personenschaden ist im Jahr 2025 drastisch 
gestiegen. Nach aktuellen Zahlen des Statisti-
schen Bundesamtes (Destatis) nahm ihre Zahl 
gegenüber 2024 um 38,1 Prozent von 11.944 auf 
16.496 zu. Bei E-Scooter-Unfällen kamen 2025 
insgesamt 38 Menschen ums Leben, was im Ver-
gleich zu 2024 mit 27 Getöteten einem Anstieg 

E-Scooter verunfallen häuftiger -
wo dürfen sie fahren?

um 40,7 Prozent entspricht. Auch die Zahl der 
Schwerverletzten stieg deutlich um 25,2 Prozent 
von 1.513 auf 1.895. Bei den Leichtverletzten gab 
es einen Zuwachs um 41,6 Prozent von 11.433 im 
Jahr 2024 auf 16.184 im Jahr 2025. 

Wo dürfen sie fahren?

Befähigungsnachweis für sichere Mobilität 
einführen
Als einen Baustein zur Verhütung von E-Scooter-
Unfällen fordert der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 
(DVR) die Einführung eines E-Scooter-Befähigungs-
nachweises für alle Verkehrsteilnehmenden, die kei-
nen Führerschein besitzen. Das Unfallgeschehen 
deutet darauf hin, dass es häufig an Regelkenntnis-
sen und Fahrfähigkeiten im Umgang mit E-Scootern 
mangelt. 

„Wir müssen sicherstellen, dass alle, die mit einem 
E-Scooter unterwegs sind, die wichtigsten Regeln 
kennen und ihr Fahrzeug sicher beherrschen“, sagt 
DVR-Präsident Manfred Wirsch. „Deshalb brauchen 
wir einen Befähigungsnachweis, vergleichbar mit der 
Mofa-Prüfbescheinigung. Dabei sollten grundlegen-
de Verkehrsregeln ebenso vermittelt werden wie die 
sichere fahrphysikalische Beherrschung des Fahr-
zeugs. Jugendliche könnten eine solche Ausbildung 
bereits im schulischen Kontext absolvieren.“ 

Mindestnutzungsalter von 14 auf 15 Jahre 
anheben
Eine aktuelle Auswertung des DVR auf Basis der 
Destatis-Daten verdeutlicht das Risiko für jüngere 
Altersgruppen. Demnach waren im Jahr 2025 2.200 
der verunglückten E-Scooter-Fahrerinnen und -Fah-
rer oder unerlaubt Mitfahrenden jünger als 15 Jah-
re. Vier von ihnen kamen ums Leben, 211 wurden 
schwer verletzt. Vor diesem Hintergrund fordert der 
DVR, das Mindestalter für die Nutzung von E-Scoo-
tern von 14 auf 15 Jahre anzuheben. 

Verschiedene Modelle

Vorschriftsmässiges Fahren

Wilde Ablage am Straßenrand
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„Wer ein motorisiertes Fahrzeug im Straßenverkehr 
bewegt, braucht die nötige Reife und Erfahrung“, be-
tont Manfred Wirsch. „Die Unfallzahlen zeigen deut-
lich, dass das Mindestalter auf 15 Jahre angehoben 
werden muss.“ 

Fahrverhalten überdenken und Regeln 
konsequent durchsetzen
Laut Destatis war das häufigste Fehlverhalten von 
E-Scooter-Fahrendenden die falsche Benutzung der 
Fahrbahn oder von Gehwegen mit einem Anteil von 
21,6 Prozent. Dahinter folgten das Fahren unter Al-
koholeinfluss mit 10,9 Prozent sowie eine nicht ange-
passte Geschwindigkeit mit 8,4 Prozent. 

„Viele Regeln im Straßenverkehr sind bekannt und 
leicht verständlich. Trotzdem entscheiden sich man-
che bewusst dagegen, sie einzuhalten“, sagt Manfred 
Wirsch. „Wo Regeln bewusst missachtet werden, 
braucht es mehr Kontrollen durch die Polizei, damit 
Verkehrsregeln konsequent durchgesetzt werden.“ 

Sichtbarkeit verbessern: Seitenmarkierungs-
leuchten einführen
Vor allem beim Queren von Fahrbahnen werden E-
Scooter-Fahrende bei Dämmerung oder Dunkelheit 
häufig übersehen. Der DVR fordert deshalb eine ver-
pflichtende Ausstattung der Fahrzeuge mit gelben, 
aktiv leuchtenden Seitenmarkierungsleuchten. Für 
Bestandsfahrzeuge sollten zudem Reflektoren an 
der Lenkstange vorgeschrieben werden, um die seit-
liche Erkennbarkeit zu verbessern. 

Bund und Länder müssen nachsteuern
Der DVR begrüßt die ab 2027 geltende Blinker-
pflicht für Neufahrzeuge sowie die angehobenen 
Verwarngelder für unerlaubte Gehwegnutzung und 
das Fahren zu zweit. Positiv bewertet der DVR auch 
die geplante Einbeziehung von E-Scootern in die 
Gefährdungshaftung der Fahrzeughalter, die sich 
derzeit im Gesetzgebungsverfahren befindet. Diese 
Regelung soll Menschen, die durch rücksichtslos ab-
gestellte E-Scooter verletzt werden, den Zugang zu 
Entschädigungen erleichtern. 

„Angesichts der alarmierenden Unfallbilanz appellie-
re ich an Bund und Länder, bei den Regeln für E-
Scooter kontinuierlich nachzusteuern“, sagt Manfred 
Wirsch. „Ein Befähigungsnachweis, ein Mindestalter 
von 15 Jahren und eine bessere Sichtbarkeit können 
dazu beitragen, die Zahl schwerer Unfälle wirksam zu 
senken.“  Zudem rät der DVR dringend zum Selbst-
schutz: „Wer mit dem E-Scooter sicher unterwegs 
sein will, sollte sich nicht nur an die Verkehrsregeln 
halten und vorausschauend fahren, sondern auch ei-
nen Helm tragen, um das Risiko schwerer Kopfver-
letzungen zu reduzieren“, rät Manfred Wirsch.

Ein weiteres Problem sind auch die Leih-Scooter. Es 
ist nur schwer zu kontrollieren wer den Leih-Scoo-
ter in Betrieb nimmt und ob die Fähigkeit sowie die 
Kenntnis über die Nutzung im Straßenverkehr  vor-
handen ist. Ferner ist das Abstellen der genutzten 
Fahrzeuge ein besonderes Problem. Insbesondere 
Fußgänger und Radfahrer haben häufig mit den ab-
gestellten „Kleinfahrzeugen“ zu kämpfen. 

Da man von Seiten der Städte bisher keine Problem-
lösung gefunden hat, haben einige Städte, z.B. Gel-
senkirchen die Roller aus dem Stadtgebiet verbannt. 

In anderen Großstädten wie Hamburg, Köln und Lü-
beck hingegen nimmt der Betrieb weiter sehr stark zu. 
Das Geschäft mit den Leih-Kleinfahrzeugen boomt. 
Gemäß einem Beitrag in der ZEIT vom 9. April 2026“ 
sind es im Jahr 2025 117 Millionen Leih-Fahrten ge-
wesen und mit einer Verdopplung in den nächsten 
Jahren ist zu rechnen.

Polizeikontrolle durch die Polizei

Ein weiteres ist die Mißachtung und die mässige 
Kontrolle der gesetzlichen Vorgaben. Zwar ist ein-
deutig geregelt, dass die „E-Kleinfahrzeuge“ nur auf 
Radwegen, Radfahrstreifen und in Fahrradstraßen 
erlaubt sind. Nur wenn diese fehlen, darf man auf die 
Fahrbahn ausweichen. Bei Missachtung oder Fahren 
auf Gehwegen können Bußgelder zwieschen 25 und 
50 Euro fällig werden.

Auf dem Gehweg, in der Fußgängerzone und in Ein-
bahnstraßen entgegen der Fahrtrichtung sind die 
kleinen E-Roller verboten- Bei Verbot der Einfahrt bei 
Einbahnstraßen gilt das Zusatzzeichen „Radfahrer 
frei“ auch für Elektrokleinstfahrzeuge und damit auch 
für E-Scooter. Die Nutzung auf anderen Verkehrsflä-
chen kann durch das Zusatzzeichen „Elektrokleinst-
fahrzeuge frei“ erlaubt werden.

Die Beamtinnen und Beamte der Polizeistation Die-
burg richteten von 16:30 h bis 18:00 h eine Kontroll-
stelle in Babenhausen im Bereich der Straße „An der 
Stadtmauer“ ein. Im Rahmen dieser Kontrolle nah-
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men sie vier Elektrokleinstfahrzeuge näher unter die
Lupe. Weder bei den E-Scootern noch bei ihren Nut-
zern konnten Verstöße festgestellt werden. In diesem
Zusammenhang zieht die Polizei durch vorbildliches 
Handeln eine positive Bilanz.

Kontrollen von Zweirädern, aber auch von Elektro-
kleinstfahrzeugen nehmen immer mehr an Bedeu-
tung zu. Die Polizei in Südhessen wird künftig noch 
konsequenter gegen Verkehrssünder vorgehen, um 
Gefahren rund um das E-Scooterfahren zu begeg-
nen. Das Thema Prävention wird hierbei besonders 
großgeschrieben. Zum 1. Juli 2026 ging die südhes-
sische Präventionskampagne „E-Scooter? Nur mit 
Plan. Regeln kennen. Sicher ankommen“ an den 
Start. 

Hierzu wurden unter anderem in der Zeit zwischen 
dem 02.07.26 und 11.07.26 in Bussen und Bahnen 
von HEAG Mobilo auf 430 Bildschirmen im Rahmen 
der Kampagne wichtige und hilfreiche Präventions-
hinweise ausgestrahlt.

Die Polizei verfolgt hiermit einen umfassenden An-
satz, um die Risiken des E-Scooter-Fahrens zu re-
duzieren. Am Ende sind es aber vor allem auch die 
Fahrer von E-Scootern selbst, die durch regelkon-
formes Verhalten ihre Sicherheit und die der übrigen 
Verkehrsteilnehmer erhöhen können.

Mit der Präventionskampagne möchte die südhessi-
sche Polizei das Thema gezielt aufgreifen. E-Scooter 
sind beliebt und das Fahren damit macht Spaß. Es 
handelt sich aber nicht um Spielzeuge, sondern um 
Verkehrsmittel, und diese müssen verantwortungs-
voll genutzt werden.

Quellen: Pressemitteilung des DVR, Polizeipräsidium Südhessen, die StVo, 
Die ZEIT vom 09.04.26, Seite 19


